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„Den Sumpf austrocknen“
Unionsfraktionsvize Friedrich Merz über den deutschen Reformstau, die gewachsene 

Gewerkschaftsmacht und die Strategie der Opposition im Bundestag
An einem Strang?
Wolfgang Clement
Bundeswirtschafts-
minister, SPD

Friedrich Merz
Stellvertretender Fraktions-
vorsitzender von CDU/CSU,

zuständig für Wirtschaft,
Arbeit, Finanzen

lockern

lockern lockern

eher nicht antasten

reformieren in der jetzigen
Form beibehalten

krat Merz: „Es muss wieder Sinn machen, in diesem Land zu investieren“ 
SPIEGEL: Herr Merz, die Wirtschaft sta-
gniert, Hunderttausende verlieren ihren
Job, viele Experten fürchten bereits eine
Rezession. Was kann die Politik gegen die-
se ökonomischen Urgewalten überhaupt
ausrichten?
Merz: Unabhängig von konjunkturellen
Schwankungen haben wir in Deutschland
eine fundamentale Strukturkrise: Im Auf-
schwung entstehen kaum neue Jobs, im
Abschwung erwischt es uns deutlich härter
als andere Länder. Wir stehen vor einem
Reformstau in einem Umfang und in einer
Tiefe, wie dieses Land ihn seit 50 Jahren
nicht erlebt hat.
SPIEGEL: Und daran ist allein die SPD
schuld?
Merz: Nicht allein. Schon seit drei Jahr-
zehnten hinken unsere Wachstumsraten im
internationalen Vergleich deutlich hinter-
her. Ich meine, dass wir den Zeitpunkt er-
reicht haben, wo eine Revision unserer
gesamten Wirtschaftspolitik erforderlich
ist. Wir brauchen tief greifende Reformen
überall – auf dem Arbeitsmarkt, in der so-
zialen Sicherung, im Steuersystem. Manch-
mal frage ich mich, ob die Politik in
Deutschland das überhaupt noch bewälti-
gen kann – selbst unter starker Führung.
Kündigungs-
schutz

Mitbestimmung

Flächen-
tarifverträge

SPIEGEL: In den letzten Jahrzehnten war es
fast gleichgültig, wer regierte: Das Wachs-
tum war gering, die Arbeitslosigkeit und
die Kosten des Sozialstaates stiegen – was
erneut als Wachstumsbremse wirkte.
Merz: Widerspruch. Wir hatten in den letz-
ten drei Jahrzehnten im Grunde genommen
vier Phasen. Die erste vom Anfang der sieb-
ziger Jahre bis 1982 war gekennzeichnet
durch Ölkrise und überhöhte Lohnab-
schlüsse Mitte der Siebziger, an deren Fol-
gen wir heute noch leiden. Dann kam der
Zeitraum von 1982 bis 1990 mit deutlich sin-
kender Staatsquote, passablem Wachstum
und zunehmender Beschäftigung …
SPIEGEL: … bei anhaltend hoher Arbeits-
losigkeit.
Merz: Schon damals krankte der Arbeits-
markt an einer zunehmenden Überregulie-
rung. Von 1990 bis 1998
war die Wirtschaftspoli-
tik dominiert von den
Folgen der Wiederverei-
nigung und der Vorberei-
tung auf den Euro. Da
blieb manches liegen, was
hätte reformiert werden
müssen. Dann begann die
mit sehr viel Hoffnungen
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begleitete Phase von Rot-
Grün, in der vieles anders,
aber nichts besser wurde. 
SPIEGEL: Die Koalition ist ge-
rade dabei, ihren Fehlstart zu
korrigieren. Reformen in der
Gesundheitspolitik und auf
dem Arbeitsmarkt sind an-
gekündigt. 
Merz: Jetzt warten alle darauf,
dass die Regierungserklärung
des Kanzlers am 14. März, die
uns als „Rede an die Nation“
angekündigt wird, einen Kurs-
wechsel bringt. Das ist doch
schon der völlig falsche Be-
griff, die Regierung hat doch
gar keinen Kurs. Es geht ganz
offenkundig um die Kursfin-
dung einer Selbsterfahrungs-
gruppe. 
SPIEGEL: Was würde ein Super-
minister Merz anders machen? 
Merz: Er würde ein Gesamt-
konzept, einen Masterplan
einer angebotsorientierten
Wirtschaftspolitik vorlegen. Es
muss wieder Sinn machen, in

diesem Land zu investieren. Als Erstes
würde ich mir deshalb den verkrusteten
Arbeitsmarkt vornehmen. Eine Lockerung
des Kündigungsschutzes hat zwar nicht die
Bedeutung, die Befürworter und Gegner
eines solchen Vorhabens unterstellen, aber
Symbolwirkung. Wenn in diesem Land
eine Ehe leichter geschieden werden kann
als ein Arbeitsverhältnis beendet, dann
stimmt etwas nicht.
SPIEGEL: Von großflächigen Entlassungen
gehen doch wohl kaum die notwendigen
Wachstumsimpulse aus.
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minister Clement (r.)*: „Die Regierung hat doch gar keinen Kurs“ 
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„Die Gewerkschaften vertreten n
einmal 25 Prozent der Arbeitneh
Merz: Der starre Kündigungsschutz be-
hindert Neueinstellungen, das ist der Sach-
verhalt. Es ist ja genügend Arbeit
vorhanden, das sieht man an der Ent-
wicklung der Schattenwirtschaft. Die
Schwarzarbeit boomt selbst in der Krise.
Dort wird täglich eine Milliarde Euro
umgesetzt, am Samstag wahrscheinlich das
Vierfache.
SPIEGEL: Welche Rolle spielen in Ihrem
Konzept denn die Gewerkschaften?
Merz: Die Gewerkschaften
müssen Macht und Einfluss
abgeben, wenn die Reform des
Arbeitsmarkts gelingen soll.
Die Betriebe brauchen im Ge-
genzug ein viel höheres Maß
an Flexibilität und Autonomie,
als der Flächentarifvertrag es
ihnen heute zubilligt. Unter-
nehmensleitung und Betriebs-
rat muss es endlich erlaubt
werden, maßgeschneiderte Lö-
sungen für ihre Firma zu fin-
den. Das ist auch psycholo-
gisch wichtig: Ein Unterneh-
mer sollte in der Lage sein,
seine Probleme mit den eige-
nen Leuten zu lösen. Er will
nicht ständig externe Gewerk-
schaftsfunktionäre um Zu-
stimmung bitten müssen. 
SPIEGEL: FDP-Chef Guido
Westerwelle nennt die Ge-
werkschaften eine „Plage“,
viele in der FDP würden den
Flächentarifvertrag am liebsten
ganz abschaffen. Sie auch?
Merz: Dann herrscht überall
Häuserkampf, das kann nicht
im Interesse der Wirtschaft und der Be-
schäftigten liegen. Wichtig ist mehr Spiel-
raum innerhalb des Flächentarifvertrags. 
SPIEGEL: Das heißt aber, die Funktionäre
der Gewerkschaften …
Merz: … müssen sich aus den Angelegen-
heiten der Firmen spürbar zurückziehen.
Anders kann die Krise nicht überwunden
werden. Wir brauchen einen Paradigmen-
wechsel bei der Lohnfindung. Es gibt der-
zeit im Betriebsablauf zu viel Fremdbe-
stimmung von außen.
SPIEGEL: Die Bundesregierung hat gerade
erst die Gewerkschaftsmacht in den Be-
trieben gestärkt und die Zahl der freige-
stellten Betriebsräte deutlich erhöht. 
Merz: Das war ein Fehler, den wir, wenn
wir regieren, rückgängig machen.
SPIEGEL: Woran fehlt es sonst noch?
Merz: Nach fast 30 Jahren verdient auch
das Mitbestimmungsgesetz von 1976 eine
Überprüfung. Anders als viele damals hoff-
ten, hat sich die deutsche Mitbestimmung
ja keineswegs zum Exportschlager ent-
wickelt. Außer Luxemburg wollte kein
Land der Erde unser Modell übernehmen,
das sollte uns nachdenklich stimmen. 
SPIEGEL: Die Gewerkschaften werden be-
geistert sein.

Wirtschafts
Merz: Wenn man einen Sumpf austrock-
nen will, darf man nicht die Frösche fragen.
Die Gewerkschaften, vor allem einige Vor-
sitzende, nehmen für sich ein allgemein
politisches Mandat in Anspruch, das man
nüchtern zurückweisen muss. Die DGB-
Gewerkschaften vertreten nicht einmal
mehr 25 Prozent der Arbeitnehmer. Da-
mit entfällt jede Legitimation, für alle Be-
schäftigten in Deutschland zu sprechen,
geschweige denn für den Sozialstaat.
SPIEGEL: Sind die Politiker nicht dafür mit-
verantwortlich, dass den Gewerkschaften
immer stärker die Rolle einer politischen
Gegenmacht zuwächst? 
Merz: Sie haben Recht: Wir haben es seit
längerem schon mit einer Entparlamenta-
risierung von politischen Prozessen zu tun.
Das schafft erst die Freiräume für Grup-
peninteressen aller Art. Wir müssen diesen
Einfluss wieder zurückdrängen.
SPIEGEL: Schon die Regierung Kohl hat die
DGB-Funktionäre zum Bündnis für Arbeit
geladen. Ein Sündenfall?
Merz: Mit diesem Bündnis selbst, nicht 
mit seinem Ende, begann die Schwäche-
phase der Regierung von Helmut Kohl.
Schon die Suche nach einem allumfas-
senden gesellschaftlichen Konsens war
falsch. Heute frisst die rot-grüne Regierung

* Bei einer Handwerker-Kundgebung am 10. Februar in
Berlin; mit dem Präsidenten des Zentralverbands des deut-
schen Handwerks, Dieter Philipp (M.).
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den Gewerkschaften aus der Hand. Sie
nehmen mittlerweile bei fast jeder politi-
schen Frage ein Vetorecht für sich in An-
spruch.
SPIEGEL: Können Sie das belegen?
Merz: Warum sitzt – nur ein Beispiel von
vielen – Ver.di-Chef Frank Bsirske in einer
Kommission beim Bundesfinanzminister,
die über die Neuordnung der Kommunal-
finanzen berät? Mit Verlaub: Da hat er
nichts zu suchen. 
SPIEGEL: Für die Reform der Sozialsysteme
ist die Politik verantwortlich, ohne dass
bisher viel passiert wäre. Ihre Parteivorsit-
zende Angela Merkel hat gesagt, ihr Ziel
sei es, die Lohnnebenkosten um einen Pro-
zentpunkt zu senken. Ist das nicht ein biss-
chen mickrig?
Merz: Auf das Jahr 2003 bezogen wäre das
ein lohnendes Ziel, langfristig ist es viel zu
wenig. Wir müssen die Staatsausgaben und
damit die Staatsaufgaben deutlich korri-
gieren. Dazu sollten wir uns eine Sozial-
versicherung nach der anderen vornehmen.

SPIEGEL: Beginnen Sie bitte mit
dem Gesundheitssystem, das
gemeinhin als Reformruine gilt.
Merz: In der Krankenversiche-
rung explodieren die Beiträge
vor allem deshalb, weil den

Versicherten selbst jeder ökonomische An-
reiz zum Sparen fehlt. Wir sollten daher die
Menschen belohnen, wenn sie sparsam
sind. Warum geben wir den Versicherten
nicht einen Monatsbeitrag zurück, wenn
sie ein Jahr lang keinen Arzt in Anspruch
genommen haben? Der Zahnersatz, nicht
die Zahnbehandlung, könnte aus dem Leis-
tungskatalog wieder herausgenommen
werden. Wir haben unsere Vorschläge ge-

icht
mer.“
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CDU-Vorsitzende Merkel, US-Verteidigungsminister Rumsfeld (l.) in Washington: „Wichtige Probleme im Streit lösen“ 
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m die Arbeitslosigkeit hat sich
ialindustrie entwickelt.“
macht. Warten wir ab, was die Rürup-Kom-
mission der Regierung vorschlägt. 
SPIEGEL: Wie sehen Ihre Pläne für die Ren-
te aus, die trotz Staatszuschuss und Ren-
tenkürzung noch immer nicht sicher ist?
Merz: Der Rentenbeitrag wird schon bald
wieder bei mehr als 20 Prozent der Lohn-
kosten liegen, und im Lauf des Jahres wird
die Rentenversicherung erstmals einen
Kredit des Bundesfinanzministers brau-
chen, um die Renten auszuzahlen. Es ist
eben eine blanke Illusion zu glauben, die
umlagefinanzierte Rente könnte auf Dau-
er zwei Drittel des letzten Net-
toeinkommens garantieren. 
SPIEGEL: Ihre Prognose?
Merz: Viel mehr als eine Ba-
sissicherung ist in Zukunft
nicht mehr möglich. Was fehlt,
muss durch kapitalgedeckte private und
betriebliche Altersvorsorge erreicht wer-
den. Und auch diese Stabilisierung setzt
voraus, dass die Menschen wieder länger
arbeiten. Wenn ein Drittel der Bevölke-
rung in der Ausbildung ist, ein Drittel in
Rente und nur ein Drittel noch arbeitet,
geht das System nicht auf. Das ist kleines
Einmaleins im Vorschulalter. 
SPIEGEL: Aber was steht am Ende Ihrer
Gleichung?
Merz: Der Kuchen muss nicht gerechter
verteilt werden, wir müssen gemeinsam ei-
nen größeren Kuchen backen. Ökonomisch
ausgedrückt: Das Sozialprodukt muss wie-
der kräftig wachsen. Das ist meine Schluss-
folgerung und die aller Experten.
SPIEGEL: Und dann sinkt der Beitragssatz?
Merz: Wenn wir die Rentenbeiträge trotz
des demografischen Wandels, also der
Überalterung unserer Gesellschaft, stabili-
sieren können und damit den lang anhal-

„Rund u
eine Soz
32
tenden Trend stoppen, haben wir schon
viel erreicht.
SPIEGEL: Woher kommt bei gleich bleibend
hoher Belastung durch den Rentenbeitrag
der nötige Spielraum für die private Vor-
sorge?
Merz: Wir können das von den Menschen
nur verlangen, wenn die Arbeitslosenver-
sicherungsbeiträge, die Krankenversiche-
rungsbeiträge und die Steuern in Deutsch-
land merklich sinken. Ich möchte der
Unionsfraktion daher noch in diesem Jahr
einen weitgehenden Vorschlag für eine
wirklich mutige Steuerreform machen. Der
Spitzensteuersatz muss deutlich unter 40
Prozent liegen, der Eingangssteuersatz
deutlich unter 15 Prozent. 
SPIEGEL: Was soll aus der Arbeitslosenver-
sicherung werden, die heute rund 70 Mil-
liarden Euro kostet?
Merz: Damit kommen wir zum einsamen
Höhepunkt unserer Sozialstaatsdebatte.
Rund um die Arbeitslosigkeit hat sich 
eine Sozialindustrie entwickelt, die davon
lebt, dass das Problem nicht gelöst wird. Auf
den Prüfstand gehören die gesamte Fortbil-
dung und Umschulung sowie die Mehrzahl
der Arbeitsbeschaffungs- und Struktur-
anpassungsmaßnahmen. Da lassen sich Mil-
liarden einsparen, trotz steigender Arbeits-
losigkeit.
SPIEGEL: Die Regierung plant bereits die
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe. Das müsste Ihnen doch ge-
fallen.
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Merz: Auf geht’s, kann ich da nur sagen. Al-
lein in den letzten zehn Jahren – das ist also
nicht nur Rot-Grün – sind die Sozialhilfe-
ausgaben der Kommunen um 30 Prozent
gestiegen. Wir haben heute eine Relation
zwischen Investitionen und Sozialhilfeaus-
gaben bei den Kommunen von weniger als
1:1. Vor 40 Jahren, als die Sozialhilfe ein-
geführt wurde, betrugen die Investitionen
noch ein Vielfaches der Sozialhilfeleistun-
gen. Aus diesem hohen Transfer für Nicht-
arbeit müssen wir heraus – damit meine ich
nicht diejenigen, die Hilfe wirklich brau-
chen, die krank, alt, schwach sind. 
SPIEGEL: Sondern?
Merz: Ich spreche von dem einen Drittel
der Sozialhilfeempfänger, das arbeitsfähig
ist. Für sie darf es keine Leistungen ohne
Gegenleistung mehr geben.
SPIEGEL: Das Problem ist nicht ganz neu.
Auch Ihre Partei hat in der Regierung jah-
relang geredet und nicht gehandelt. Sind
nicht beide Volksparteien groß im Bekla-
gen von Missständen und kleinlaut bis ver-
zagt, wenn es um deren Beseitigung geht?
Merz: Volksparteien sind prinzipiell nicht 
so wendig wie Klientelparteien. Aber ich
glaube, dass der Prozess des Umdenkens in
der Union viel weiter vorangeschritten ist,
als das viele wahrnehmen. Es gibt keine
Gräben mehr zwischen Wirtschafts- und
Sozialpolitikern.
SPIEGEL: Die CDU wirkt zuweilen eher wie
eine Schwesterpartei der SPD: Sind nicht
konservative Politiker wie Maggie Thatcher
oder Ronald Reagan bei vielen Unions-
christen höchst umstritten?
Merz: Da ist leider etwas Wahres dran. Je-
der Sozialdemokrat bekennt sich eher zu
Fidel Castro als ein Christdemokrat zu
Maggie Thatcher. Wir haben es zugelas-



Deutschland
sen, dass ein Begriff wie „neoliberal“ zum
Schimpfwort geworden ist. Ludwig Erhard
war ein Neoliberaler, eben kein Laisser-
faire-Liberaler nach dem Vorbild des 19.
Jahrhunderts. Er und seine Anhänger, das
waren große Persönlichkeiten, die sich ge-
rade von der Vorstellung des altliberalen
Nachtwächterstaats verabschiedet hatten,
weil sie wussten, dass Marktwirtschaft und
sozialer Rechtsstaat den Staat als Ord-
nungsfaktor brauchen.
SPIEGEL: Im vergangenen Wahlkampf such-
te die Union bei nahezu allen Themen den
Windschatten der SPD. Ein Schlagwort Ed-
mund Stoibers war „soziale Sicherheit“.
Merz: Das Wahlergebnis haben wir alle zu
verantworten. Trotzdem ist aus der Rück-
schau festzuhalten: Die Unterscheidbarkeit
zwischen Union und SPD war bei der Bun-
destagswahl zu gering ausgeprägt, in der
CDU-Politiker Merz, SPIEGEL-Redakteure* 
„Schwarzarbeit boomt“
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de Unternehmer*: Erstarrte Republik? 
Außenpolitik und in der Wirtschaftspolitik
auch. 
SPIEGEL: Vielen erscheint die Union heute
wie zwei Parteien: Die einen geben sich be-
tont sozial, wie Angela Merkel, Christoph
Böhr, Jürgen Rüttgers, Peter Müller. Die an-
deren, vorneweg Hessen-Chef Roland Koch
und Sie, plädieren für ein schärferes Profil,
auch in Abgrenzung zu SPD und DGB. 
Merz: Da überhöhen Sie die Unterschiede
im Detail. Vielleicht formuliert der eine
oder andere klarer oder zurückhaltender,
vorsichtiger oder weniger vorsichtig. Ich
neige jedenfalls nicht dazu, vor jedem deut-
lichen Wort eine Nacht zu schlafen, und ich
glaube, die Wähler honorieren das.
SPIEGEL: Klartext-Reden als politisches Pro-
gramm?
Merz: Es ist unsere Aufgabe als Politiker, die
Gesellschaft mental darauf vorzubereiten,
dass wir wichtige Probleme wieder im
Streit um den besseren Weg, im besten Sin-
ne des Wortes im Wettbewerb lösen müs-
sen. Alle wichtigen Entscheidungen, ob die
Einführung der Marktwirtschaft, die West-
bindung oder auch die Ostpolitik, sind im
demokratischen Streit und mit knappen
Mehrheiten getroffen worden. Und zur
politischen Debatte gehört auch Klarheit in
den Positionen, zu denen die Wähler Ja
oder Nein sagen können.
SPIEGEL: Herr Merz, wir danken Ihnen für
dieses Gespräch.

* Christian Reiermann (l.), Gabor Steingart.
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„Da bin ich unerbittlich“
Trotz der heftigen Kritik an seinem Vorstoß gegen das geltende 

Kündigungsrecht will Wolfgang Clement stur bleiben: Von 
seinem neuen Reformplan sollen vor allem Kleinbetriebe profitieren.
Es war ein Auftritt voll gebremster
Reue. Der Minister gab sich zer-
knirscht. Zumindest etwas, zumin-

dest so weit, wie er dazu in der Lage ist.
Die Sache mit dem Kündigungsschutz

sei wohl nicht ganz so optimal rüberge-
kommen, räumte Wolfgang Clement am
Dienstag vor Genossen in Saarbrücken ein.
Seine vermeintliche Rücktrittsdrohung
vom Wochenende? Nun – „die war doch
gar nicht so gemeint“. Die Aufregung in
Partei und Fraktion? „Alles ein Missver-
ständnis.“ Und überhaupt: Es sei wohl
falsch gewesen, „das Thema allzu sehr in
den Vordergrund zu rücken“. 

Der „Superminister“ des Kanzlers, der
neue Shootingstar der Regierung – am An-
fang der Woche erschien er plötzlich ganz
klein. Mit Wucht war das öffentliche Ge-
witter über ihn hereingebrochen: Die Ge-
werkschaften schäumten, die eigene Partei
fühlte sich verraten, und selbst Gerhard
Schröder schien vorsichtig von seinem Vor-
zeigereformer abzurücken.

Es war – so der geballte Eindruck – die
erste große Niederlage. „Das könnte der
Moment sein, in dem Clements jäher
Aufstieg, den Gesetzen der Ballistik fol-
gend, in einen ebenso steilen Abstieg über-
geht“, kommentierte die „Frankfurter All-
gemeine“. Mit seiner Forderung nach
Lockerung des Kündigungsschutzes hatte
er sich an einem sozialdemokratischen
Tabuthema vergriffen, wurde zurückge-
pfiffen, klein gemacht und war schließlich
eingeknickt.

Scheinbar.
Die ungewohnte Sanft-

heit des sonst so ungedul-
digen Ministers sollte vor
allem davon ablenken, dass
Clement inhaltlich keinen
Millimeter von seiner Posi-
tion abgerückt ist. Im Ge-
genteil: In aller Stille hat er
eine kleine Expertengrup-
pe seines Hauses Vorschlä-
ge zur Reform des Kündi-
gungsschutzrechts ausar-
beiten lassen, die deutlich
über das hinausgehen, was
der Sozialdemokrat bisher
öffentlich gefordert hat.

Der Minister handelte
offenbar als Überzeugungs-

* Am 22. Januar in Hamburg.
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täter. Ihm geht es nicht nur darum, mög-
lichst viele neue Stellen in kleinen Hand-
werks- und in Mittelstandsbetrieben zu
schaffen. Er pocht aufs Prinzip, auf die alte
Weisheit Ludwig Erhards, wonach „50 Pro-
zent der Wirtschaftspolitik Psychologie
sind“.

Clement will beweisen, dass eine rot-
grüne Koalition fähig ist, sozialdemokrati-
sche Tabus zu brechen. Die Kündigungs-
schutzfrage, erklärte er vorigen Sonntag
im ZDF, werde in ihrer Bedeutung für den
Arbeitsmarkt zwar „weit überschätzt“.
Aber sie habe eine „Symbolwirkung“ für
die grundlegende Reformfähigkeit des Lan-
des: „Es schwächt die Investitionen, wenn
Deutschland aus internationaler Sicht nicht
ausreichend reformfähig erscheint.“

Um dieses Bild von der erstarrten und
bewegungsunfähigen Republik aufzuhellen
und eine „Einstellungsoffensive“ zu star-
ten, erläuterte Clement auf einer vertrauli-
chen Sitzung des geschäftsführenden SPD-
Fraktionsvorstands am Montagabend, wol-
le er die geltenden Kündigungsregeln gleich
an mehreren Stellen umbauen:
• Der so genannte Schwellenwert im Ar-

beitsrecht, nach dem in Betrieben mit
mehr als fünf Beschäftigten der volle
Kündigungsschutz gilt, wird flexibilisiert.
Stellt ein Unternehmen den sechsten
Mitarbeiter ein, ist zunächst nur der am
längsten Beschäftigte vor Entlassungen
geschützt. Zählt der Betrieb sieben Be-
schäftigte, können zwei Angestellte nicht
gefeuert werden. Hat der Betrieb mehr
als zehn Beschäftigte, können also stets


